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. Die im Ortsbeirat ·Mai~z-Wei~eriau v.ertret~nen Fr~ktionen halten· auch nach de.r ·Einleitung. 9es. 
Genehmigungsverfahrens und der Offenlegung der Genehmigungsunterlagen an i.hrer Ablehnung der 
Einrichtung der Depo

0

nie Laubenheirn~Nord fest. ~ür d.en Ortsbeirat s~eht fest, dass die .Dur.chfül:irung: 
dieses Projekts zu erheblichen zusätilichen B~lastungen für. die· Bürgei"inrien und B'Ürger des . 

. Stadttei,ls und insbesondere für die di.rekten Anwohner führt Die bishe.rigen 6.elastungen. des· 
Stadtteils durch Flug- Bahn· und Verkehrslärm sowie lmmissio.rien der anliegenden Industrie haben. 
das Maß des erträglichen erreitht. 

. ' . 

Der Ortsbeir~t ·erwartet, dass die Verwar~ung die damals gegebene zusage einer Verfüllung mit 
unbelastetem Material.einhält. . 

. · ·Die im Ortsbeirat Mainz-Weisena'u vertretenen Fraktionen fordern die Ver~altung daher auf: .· 

1. D~rch geeignete Maßn~hmen sicherzustellen, dass· in der Deponie ~a.ubenheim-Nord keine 
· ·Stoffe· eingelagert werden, die giftige, · krebs~rzeugende, . erbgutver.ändernc;fe o'der 

· fortpflam:u.n.g~gefährdende ·$toffe z.B .. Dioxine, Schwermetalle wie Que~ksilber, Arsen oder 
Fasern wie Asbest und KMF bzw. Spuren dieser Stoffe ·beinhalten und. diese Maßnahmen 
a·em Ortsbeirat vor der abschließenden.Entscheidüng ·über deren Einsatz vorzustellen. , 

2. Zuzusichern·, dass keine Abfallprodukte aus Müllyerbrennungsanlagen v.a: Keine Filte·rs.täube 
oder sonstige gefä~rliche Abfälle (Abfallschlo'sselnummern mit. "')deponiert werdetü · 

: . ' . . 

3. Nachträge zum .i~ Genehmigu~gsantrag entnaltenen Katalog der· zu "deponierenden St.offe 
nur nac.h Zustimmung des Ortsbeirats Mainz-Weisenau zur <;)enehmigung einiureichen. 

. . . 
4. · Durch geeignete Maßnahmen · siclierzus~ellen, dass alif dem Gelände der Deponie keine · 

Vermischung der Schadstoffklassen stattfinden ·kann und diese Maßnahmeq. dem Ortsbeirat 
.v~r Gier abschließenden Entscheidung Übe~ deren Einsatz vorzustellen: . . 

5. · Zuzusichern, ·dass clie versprochene Rekultiv.ierung in max. 15 Jahren beginnt und. eine 
· Verlängerung des Betriebs über diesen Zeitraum hinaus au'sgeschlossen wird. · · 

6. Mittels verwalturigsrechtlfth bindend.er Maßna.hme den anliegenden Anwohnern gegenü
0

ber 
·zu versichern,. das~ eventuell auftretende Schäden (Setzrisse, Staubbelastung etc·.) als durch . .' . · 

· die o.eponie· verursacht an~e~ehen. w~rd~n, · s9lange nicht. von Seiten der Verwalturig das' 
Gegenteil erwiesen wird. · 

7. Sollten die o.g. Punkte nicht oder nicht so durchführbar sein wird beantragt, da.s Projekt 
umgehend zo stoppen bzw. Bei der .bisher: genehmigten Verfüllung mit unbelastetem .bis 
schwach' belastetem Material. der Klassen ZO/ZO* fortzufahren. 
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8. ·Eine transparente ·Kostenaufstellung mit allen ·Fakten ·bezüglich . Plamin'g, · .Errkhtung 
(BQdenverbesserung, Fol,ien, Sickerwasseraufbereitung), . Betrieb· {Analysen, . P.ersonal, 

. ' 

Schulungen) und. Nachsorge vorzule,gen . 

Begründung: 

.Zu 1. . . . „ . . 

Im dem ·Genehmigungsve~fahren zu entne.hmenden .Katalog. der zu deponierenden Stoffe si.nd die· 
.genannten S~hadstoffe l:)ejnhaltet. Nach Zusage der·verwaitung.sollen solche Stoffe·allerdings nicht 
deponiert werden. Dah~r ist es anisezeigt, dass die Verw,altung gegenüber.1;ie.m Ortsb~irat ~indeutig 
ausschließt, dass 'solche Stoffe t:izw. Andere Stoffe~ di~ .Spuren hiervon enthalten deponiert werden. 
Ll,ldem soll die VerWaltung' darstellen, 'mit wel~he~ konkreten Maßnahme,n sie eine D~ponierulig 
verhindern will und diese dem Ortsbeirat vo~stellen~ · · · . . . 

Zu 2. 
C>em Genehmigungskatalog ist zu entnehmen, d~ss unter andere~ Filte~stäube,. be.ispielsweise ·aus 
der. stadteigenen Müllverbrennungsanlage deponiert.: werden können. Ausw.eisl.ich · 9er 
Informationsveranstaltungen und Mitteilungen an den,Orfsbeirat sol! es sich jedoch um eine Deponie 
rein fÜr mineralische Baustoffe handeln. Weder Schlacken noch· Filterstäube oder Straßenabbruch. 
sind·ßaustoffe„we~halb sie v~n der Deponierung auszuschließen sind. · · .. . 

. . ' ' ' . . 

Zu 3. 
Der Ortsbeirat begleitet das· Projekt seit „Beginn an· kritisch und hat sicher bereits ·in. mehreren . 
·Sitzungen. dagegen ausgesprochen.·· Da· verwaltungsre~htlich .die Mög,llchkeit be.steht1 · nach 
lnb~triebnahm·e der Deponie de.n Katalog·cier zu deponierenden Stoffe zu erweitern ist· es angezeigt, 

. die Zustimmung des.Ortsbeirats hierzu einzuholen".: · · · 

Zu 4 .. · 
: Wie in den zahlreithen Informationsveranstaltungen zugesa.gt soll d~r.Bereich p~r D.K 11.·Dep~:mierung 

ca. 360 in von der nächsten ·wohnbebauong entfernt ausgewies~ri werden.· Um dieser) Abstand· 
einz-uhalt~.n. wäre durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen; dass 'auf dem 13elände keine 
V~rmischung mit ·Ma~eriat des DK 1.·Bereich .stattfinden karin: Diese Maßnahmen sind. dem Ortsbeirat 

. ·vorab vorzustellen. Auch der Mindestabstand . zu :einer DI< !·Deponie" beträgt ubiicherweise 
.mindestens 300 m zu. s~nsiblen s·ereich~n wie Wohngel;>ieten. . . . . . ' . 

Zu.5. 
· . Die Verwaltt1ng hat iri den li1formationsvera.ristalt1.mge.n z(Jg~sichert, dass nach einem Betrieb von 1s· 

.,Jahren· .dfe ·Renaturierung beginnen würde. Gemäß den Genehmigungsmaßnahmen is("~s rnöglich; 
den ·Betrieb auf mehrere Jahn:.ehnte zu verlängern. Di~.s würde deri ·Zusicherungen der .Verwaltüng· 
widersprechen.und ist daher politisch auszuschließen. . . ' : . . . . 

' ' ' . 

,. Zu 6. 

o·er Ortsbeir~t befÜr~htet, dass durch die geologisch eventuell durchzuführeriden ·Maßnahmen bei 
der Errichtung der Deponie Schäden ·an d.en· anljegenden Gebäuden· auftreteri kör,inten. ·In diesen. 
"Fällen wäre die Stadt Mainz als Verursacherin die~~r Schaden kausal. schadensersatzpflichtig, sofern 
der· .entsprechend~ Nachweis 'durch den .Geschädigten· gefüh.rt werden kann. Erfahrungsgemäß' 
verfügt· die Stadt als . Verurs·achE;rin in solchen Fällen über eirien ·enormen· Wisser.is- ·und . 
Erkenntnisvorsprun.g,. so·ciass es un~erhäl~rirs.mäßig wäre, dem .Ge~ch~digten die. vpfle Be°weislast. 
aufzuerlegen„ Die Verwaltung ·soll daher· durch eine· ve.rwaltungsrechtlict.i bindende .Maßnahme 

· . gegenüber den Anwohnern eine Ersatzpflicht ·anerkennen mit der Möglichkeit, sich hiervon zu 
exkulpie'ren. . ' ' . 

·zu 7. 

". 

/ . 

; 
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Sollten die beantragten· Punkte ·nicht durchführbar ·sein ist für den Ortsbeirat ersichtlich; dass ein 
Umwelt·. und bevölkerungsve.rträglicher Betrieb. de·r Deponie nkht möglich ist. Daher wäre das · 
Projekt umgehend zu stoppen. 

Zu 8. . . . . . 
. Es ist offensichtlich, dass die im Hausbalt der Entsorgungsbetriebe eingestellten ca. i2 Mio€. im Plan 
überschritten werden. (bis 31,9 Mio. (brutto) und auf mindestens ·das Doppelte' hinauslaufen (ohn·e· 
Nachsorge). µnd daher uriter an.derem über die Mullge.bühren finanziert werden .müsste. 
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